Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3021 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Blohm, Dr. Jungmann, Frau Kalinke 

und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über technische Assistentinnen und technische Assistenten 

in der Medizin 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


I. ABSCHNITT 
Die Erlaubnis 

§ i 

Der Erlaubnis bedarf, wer eine Tätigkeit unter der 
Berufsbezcichnung 

1. „medizinisch-technische Laboratoriumsassisten- 
tin — MTLA" oder „medizinisch-technischer 
Laboratoriumsassistent — MTLA", 

2. „medizinisch-technische Radiologieassistentin 
— MTRA" oder „medizinisch-technischer Radio- 
logieassistent — MTRA", 

3. „veterinärmedizinisch-technische Assistentin — 
VMTA" oder „veterinärmedizinisch-techni- 
scher Assistent — VMTA" 

aiisüben will. 

§ 2 

(1) Die Erlaubnis nach § 1 wird erteilt, wenn der 
Antragsteller 

1. das 20. Lebensjahr vollendet hat, 

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig ge- 
macht hat, aus dem sich die Unzuverlässig- 
keit zur Ausübung des Berufs ergibt, 

3. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 
chens, wegen Schwäche seiner geistigen 
oder körperlichen Kräfte oder wegen einer 


Sucht zur Ausübung des Berufs unfähig 
oder ungeeignet ist, 

4. nach einem dreijährigen Lehrgang die 
staatliche Prüfung für medizinisch-tech- 
nische Laboratoriumsassistentinnen oder 
medizinisch-technische Laboratoriumsassi- 
stenten bestanden hat. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 4 wird die 
Erlaubnis erteilt einem Antragsteller, der eine Er- 
laubnis nach § 1 Nr. 3 besitzt, wenn er nach einem 
Ergänzungslehrgang von drei Monaten die staatliche 
Ergänzungsprüfung für medizinisch-technische Labo- 
ratoriumsassistentinnen oder -assistenten bestanden 
hat. 

§ 3 

Die Erlaubnis nach § 1 Nr. 2 wird erteilt, wenn 
der Antragsteller 

1. die in § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 genannten Voraus- 
setzungen erfüllt und 

2. nach einem dreijährigen Lehrgang die staat- 
liche Prüfung für medizinisch-technische Radio- 
logieassistentinnen oder -assistenten bestanden 

hat. 

§ 4 

(1) Die Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 wird erteilt, wenn 
der Antragsteller 

1. die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr, 1 
bis 3 erfüllt und 

2. nach einem dreijährigen Lehrgang die 
staatliche Prüfung für veterinärmedizi- 
nisch-technische Assistentinnen oder Assi- 
stenten bestanden hat. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Hoger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/3021 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


(2) Die Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 wird einem An- 
tragsteller ferner erteilt, der eine Erlaubnis nach 
§ 1 Nr. 1 besitzt, wenn er nach einem Ergänzungs- 
lehrgang von drei Monaten die staatliche Ergän- 
zungsprüfung für veterinärmedizinisch-technische 
Assistentinnen oder Assistenten bestanden hat. 

§ 5 

Eine außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge- 
setzes erworbene abgeschlossene Ausbildung für die 
Ausübung der Berufe der medizinisch-technischen 
Laboratoriumsassistentinnen oder -assistenten, der 
medizinisch-technischen Radiologieassistentinneii 
oder -assistenten oder der veterinärmedizinisch-tech- 
nischen Assistentinnen oder Assistenten gilt als 
Ausbildung im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 4; § 3 Abs. 1 
Nr. 2 oder § 4 Abs. 1 Nr. 2, wenn die Gleichwertig- 
keit des Ausbildungsstandes nachgewiesen ist. Ent- 
sprechendes gilt im Hinblick auf die Ausbildungen 
im Sinne von § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 2. 

§ 6 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 2 und 3 nicht Vorgelegen hat, in der be- 
treffenden Fachrichtung die staatliche Prüfung nicht 
bestanden oder die Ausbildung nach § 5 nicht abge- 
schlossen war. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
weggefallen ist. 

(3) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3 weggefallen ist. 

§ 7 

In den Fällen der Rücknahme oder des Widerrufs 
einer Erlaubnis ist der Betroffene vorher zu hören. 

§ 8 

(1) Die Lehrgänge nach diesem Gesetz werden 
an Lehranstalten durchgeführt, die als zur Aus- 
bildung geeignet staatlich anerkannt sind. Sie umfas- 
sen jeweils theoretischen und praktischen Unterricht 
von mindestens 4200 Stunden, einschließlich Prakti- 
kum. 

(2) 1. Zu den Lehrgängen wird zugelassen, wer 

mindestens eine abgeschlossene Real- 
schulbildung oder eine andere in den 
naturwissenschaftlichen Fächern gleich- 
wertige Schulbildung nachweist oder die 
fehlenden Kenntnisse in einem Vorse- 
mester ergänzt und in einer Aufnahme- 
prüfung nachweist sowie 

2. eine Ausbildung und dreimonatige Tätig- 
keit als Schwesternhelferin absolviert hat. 

(3) Die zuständige Behörde kann eine Ausbildung 
als medizinisch-technische Assistentin oder Assistent 


einer der drei von diesem Gesetz erfaßten Fach- 
richtungen, die nicht den Vorschriften dieses Ge- 
setzes entspricht, ganz oder teilweise auf den Lehr- 
gang in der gleichen Fachrichtung anrechnen. 

(4) Eine Ausbildung in einer Fachrichtung, die 
einer von diesem Gesetz erfaßten Fachrichtung zum 
Teil entspricht, kann ebenfalls teilweise auf einen 
Lehrgang in dieser Fachrichtung angerechnet wer- 
den. 

§ 9 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen regelt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates in Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
für medizinisch-technische Laboratoriumsassistentin- 
nen oder -assistenten, für medizinische Radiologie- 
assistentinnen oder -assistenten und für veterinär- 
medizinisch-technische Assistentinnen oder Assisten- 
ten die Mindestanforderungen an die Lehranstalten 
und Lehrkräfte und an die Lehrgänge in Form eines 
Rahmenplans sowie das Nähere über die staat- 
lichen Prüfungen und Ergänzungsprüfungen. Dabei 
ist für die dreijährigen Lehrgänge für medizinisch- 
technische Laboratoriumsassistentinnen oder -assi- 
stenten (§ 2 Abs. 1 Nr. 4) und für medizinisch- 
technische Radiologieassistentinnen oder -assisten- 
ten (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) eine gemeinsame Grundaus- 
bildung von 12 Monaten vorzuschreiben. 


11. ABSCHNITT 

Vorbehaltene Tätigkeiten 
§ 10 

(1) Auf dem Gebiet der Humanmedizin dürfen 

1. die folgenden Tätigkeiten nur von Perso- 
nen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 aus- 
geübt werden: 

a) Arbeiten auf dem Gebiet der klinischen 
Chemie, 

b) Arbeiten auf dem Gebiet der Hämato- 
logie und Blutgruppenserologie, 

c) Arbeiten auf dem Gebiet der Mikro- 
biologie (einschließlich Parasitologie 
und Virologie) und auf dem Gebiet der 
Serologie, 

d) Arbeiten auf dem Gebiet der Histologie 
und Cytologie, 

e) Arbeiten mit ionisierenden Strahlen. 

Zu den unter Buchstaben a bis e genann- 
ten Tätigkeiten zählen nicht einfache 
qualitative und quantitative Untersuchun- 
gen von Körperflüssigkeiten und Aus- 
scheidungen, die Färbung von Blutaus- 
strichen, die Zählung der roten und wei- 
ßen Blutkörperchen und die Bestimmung 
des Hämoglobins sowie die Nährboden- 
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technik und Vorbereitung für die mikro- 
biologischen Untersuchungen; 

2. die folgenden Tätigkeiten nur von Perso- 
nen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 2 
ausgeübt werden: 

Arbeiten bei der Anwendung energie- 
reicher direkt oder indirekt ionisierender 
Strahlen und bei der Anwendung radio- 
aktiver Stoffe. 

Hierzu zählen nicht Hilfeleistungen bei 
Röntgenaufnahmen mit Schirmhildgeräten, 
die mit bauartgeprüften Schutzkabinen 
ausgestattet sind, so daß bei der höchsten 
vorgesehenen Aufnahmezahl die Ortsdosis 
von 0,1 R je Woche an allen Arbeits- und 
Aufenthaltsplätzen des Personals nicht 
überschritten wird. 

(2) Auf dem Gebiet der Veterinärmedizin dürfen 
die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 ausgeübt werden: 

1. Arbeiten, die den in Absatz 1 Nr. 1 Buch- 
staben a bis e genannten entsprechen und 

2. Arbeiten auf dem Gebiet der tierärztlichen 
Lebensmitteluntersuchung. 

§ 11 

§ 10 findet keine Anwendung auf 

1. Personen, die nach einer abgeschlossenen 
Hochschulbildung im Rahmen der Berufsaus- 
übung die erforderlichen Fachkentnisse zur 
Ausübung der genannten Tätigkeiten erwor- 
ben haben, 

2. Personen, die sich in einer die erforderlichen 
Fachkenntnisse vermittelnden Hochschulaus- 
bildung oder in einer nach diesem Gesetz vor- 
geschriebenen Ausbildung befinden, soweit sie 
Arbeiten ausüben, die ihnen im Rahmen ihrer 
Ausbildung übertragen sind, 

3. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3, 
die eine der Tätigkeiten nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 1 ausüben, wenn sie nach dem Erwerb 
der Erlaubnis während eines Zeitraumes von 
zwei Monaten unter Aufsicht einer der in 
Nummer 1 genannten Personen auf dem Ge- 
biet der Humanmedizin diese Tätigkeit aus- 
geübt haben, 

4. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, 
die eine der Tätigkeiten nach § 10 Abs. 2 aus- 
üben, wenn sie nach dem Erwerb einer Erlaub- 
nis während eines Zeitraumes von zwei Mona- 
ten unter der Aufsicht einer der in Nummer 1 
genannten Personen auf dem Gebiete der 
Veterinärmedizin diese Tätigkeit ausgeübt 
haben, 

5. Personen mit einer staatlich geregelten, staat- 
lich anerkannten oder staatlich überwachten 
abgeschlossenen Ausbildung als technische 
Assistentin oder Assistent einer von diesem 
Gesetz nicht erfaßten Fachrichtung, wenn sie 


eine der Tätigkeiten nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 1 oder § 10 Abs. 2 ausüben, sofern diese 
Tätigkeit Gegenstand ihrer Ausbildung und 
Prüfung war, 

6. Personen, die unter Aufsicht und Verantwor- 
tung einer der in Nummer 1 genannten Perso- 
nen tätig werden. 


IIL ABSCHNITT 
Zuständigkeiten 

§ 12 

(1) Die Entscheidungen nach §§ 2 bis 4, 15 Abs. 1 
und 2 und § 16 Abs. 2 und 3 trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Antragsteller die 
Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen nach §§ 2 und 4 in Ver- 
bindung mit § 5 und nach § 6 trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Antragsteller oder 
der Inhaber der Erlaubnis 

1. seinen Wohnsitz hat, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
nicht gegeben ist, seinen Wohnsitz be- 
gründen will, oder 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 
oder 2 nicht gegeben ist, zuletzt seinen 
Wohnsitz gehabt hat. 

(3) Die Entscheidungen über die staatliche An- 
erkennung einer Lehranstalt nach § 8 Abs. 1 Satz 1 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 
die Lehranstalt liegt. 

(4) Die Entscheidungen nach § 8 Abs. 3 und 4 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 
der Antragsteller an einem Lehrgang teilnehmen 
will. 

(5) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


IV. ABSCHNITT 
Ordnungswidrigkeiten 

§ 13 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 die Berufs- 
bezeichnung „Medizinisch-technische Labo- 
ratoriumsassistentin — MTLA" oder „Me- 
dizinisch-technischer Laboratoriumsassi- 
stent — MTLA" führt, 

2. ohne Erlaubnis nach § 1 Nr. 2 die Berufs- 
bezeichnung „Medizinisch-technische Ra- 
diologieassistentin — MTRA" oder „Medi- 
zinisch-technischer Radiologieassistent — 
MTRA" führt. 
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3. ohne Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 die Berufs- 
bezeichnung „Veterinärmedizinisch-techni- 
sche Assistentin — VMTA" oder „Veteri- 
närmedizinisch-technischer Assistent — • 
VMTA" führt, 

4. ohne Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über 
die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin vom 21. Dezember 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), geändert 
durch das Gesetz vom 18. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1011), die Berufsbezeich- 
nung „medizinisch-technischer Assistent" 
oder „medizinisch-technische Assistentin" 
führt, 

5. die Berufsbezeichnung „Veterinärmedizi- 
nisch-technischer Assistent" oder „Techni- 
sche Assistentin an veterinärmedizinischen 
Instituten" führt, ohne als solche nach den 
in § 14 Abs. 2 genannten vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Vorschriften 
staatlich anerkannt worden zu sein, 

6. die Berufsbezeichnung „Medizinisch-tech- 
nische Gehilfin" führt, ohne eine Erlaubnis 
zur berufsmäßigen Ausübung der Tätigkeit 
einer medizinisch-technischen Gehilfin nach 
den Vorschriften der Ersten MGAV und 
Zweiten MGAV vom 17. Februar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 371, 378) zu besitzen, 

7. eine Tätigkeit nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 
Satz 1; § 10 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 oder § 10 
Abs. 2 ausübt, ohne im Besitz der erforder- 
lichen Erlaubnis zu sein und nicht zu den 
in §§ 10 oder 17 genannten Personen ge- 
hört, 

8. eine Person, die nicht die erforderliche Er- 
laubnis besitzt und nicht zu den in §§ 10 
oder 17 genannten Personen gehört, mit 
den in § 10 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1, § 10 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 1 und § 10 Abs. 2 bezeichneten 
Tätigkeiten beauftragt oder duldet, daß 
eine solche Person eine dieser Tätigkeiten 
für ihn ausübt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu 5000 Deutsche Mark geahndet werden. 


V. ABSCHNITT 

Übergangsbestimmungen 

§ 14 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über die 
Ausübung des Berufs der medizinisch-technischen 
Assistentin gilt als Erlaubnis im Sinne des § 1 Nr. 1 
und des § 1 Nr. 2. Der Inhaber der Erlaubnis führt 
die Berufsbezeichnung „Medizinisch-technischer Assi- 
stent" oder „Medizinisch-technische Assistentin". 

(2) Als Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 gilt: 

1. eine Anerkennung als technische Assisten- 
tin oder technischer Assistent an veterinär- 


medizinischen Instituten nach den Bestim- 
mungen der Bekanntmachung über die 
Ausbildung der veterinärmedizinisch-tech- 
nischen Assistentinnen des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern vom 1 9. April 
1943 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 71) 
oder des Runderlasses des Preußischen 
Ministers für Ernährung, Landwirtschaft, 
Domänen und Forsten vom 8. Juli 1930 — 
V 3002 — betr. staatliche Prüfung von 
technischen Assistentinnen an veterinär- 
medizinischen Instituten in der Fassung 
des Runderlasses des Reichsministers des 
Innern vom 22. September 1941 (Ministe- 
rialblatt des Reichs- und Preußischen Mini- 
steriums des Innern S. 1750), 

2. eine Anerkennung als veterinärmedizi- 
nisch-technische Assistentin oder veteri- 
närmedizinisch-technischer Assistent nach 
den Bestimmungen über die Ausbildung, 
Prüfung und staatliche Anerkennung land- 
wirtschaftlich-technischer und Veterinär- 
medizin] sch-technischer Assistentinnen (Er- 
laß des Badischen Ministeriums für Land- 
wirtschaft und Ernährung Nr. II F 250/3 
vom 27. März 1952 - — Ministerialblatt der 
Landesregierung von Baden, Ausgabe A, 
S. 114). 

Der Inhaber einer Anerkennung nach Num- 
mer 1 oder Nummer 2 führt weiterhin die bis- 
herige Berufsbezeichnung. 

§ 15 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
gonnene Ausbildung als medizinisch-technische Assi- 
stentin wird nach den bisher geltenden Vorschriften 
abgeschlossen. Nach Abschluß der Ausbildung er- 
hält der Bewerber eine Erlaubnis nach § 1 des Ge- 
setzes über die Ausübung des Berufs der medizi- 
nisch-technischen Assistentin. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als technische Assistentin an vete- 
rinärmedizinischen Instituten oder als veterinär- 
medizinisch-technische Assistentin wird nach den 
bisher geltenden Vorschriften abgeschlossen. Nach 
Abschluß der Ausbildung erhält der Bewerber eine 
Erlaubnis nach § 1 Nr. 3. 

(3) Lehranstalten für medizinisch-technische Assi- 
stentinnen, Lehranstalten für veterinärmedizinisch- 
technische Assistentinnen und Lehranstalten für tech- 
nische Assistentinnen an veterinärmedizinischen In- 
stituten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
staatliche Anerkennung erhalten haben, gelten wei- 
terhin als staatlich anerkannt, falls die Anerkennung 
nicht zurückgenommen wird. 

§ 16 

(1) Eine Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung 
der Tätigkeit als medizinisch-technische Gehilfin, die 
aufgrund der Vorschriften der Ersten und Zweiten 
MGAV vom 17. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
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S. 371, 378) erteilt worden ist, gilt im bisherigen 
Umfange weiter. 

(2) Medizinisch-technische Gehilfinnen erhalten 
die Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, § 1 Nr. 2 oder nach § 1 
Nr. 3 abweichend von § 2 Abs. 1 Nr. 4, § 3 Abs. 1 
Nr. 2 und § 4 Abs. 1 Nr. 2, wenn sie nach Teilnahme 
an einem um sechs Monate verkürzten Lehrgang die 
staatliche Prüfung in der betreffenden Fachrichtung 
bestanden haben, 

(3) Medizinisch-technische Gehilfinnen, die min- 
destens zehn Berufsjahre nachweisen, erhalten ab- 
weichend von § 2 Abs. 1 Nr. 4, § 3 Abs. 1 Nr. 2 oder 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 eine Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, § 1 
Nr. 2 oder § 1 Nr. 3, wenn sie die staatliche Prüfung 
in der betreffenden Fachrichtung bestanden haben. 
Die Teilnahme an einem Lehrgang ist nicht erforder- 
lich. 

§ 17 

§ 10 findet keine Anwendung auf Personen, die 
sich bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in einer Aus- 
bildung aufgrund der in § 20 genannten Bestim- 
mungen befinden, soweit sie Arbeiten ausführen, die 
ihnen im Rahmen ihrer Ausbildung übertragen wor- 
den sind. 


VI. ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 18 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 19 

Unberührt bleiben: 

1. §§19 bis 29 des Bundesseuchengesetzes vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl, I S. 1012), geän- 
dert durch Gesetz vom 23. Januar 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 57), 

2. § 3 der Ersten Strahlenschutzverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1653). 

§ 20 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Gleichzeitig 
treten, soweit sich nicht aus § 15 Abs. 1 und 2 etwas 
anderes ergibt, außer Kraft 

1. das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), geän- 
dert durch Gesetz vom 18. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1011), 

2. der Runderlaß des Preußischen Ministers für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten vom 
8. Juli 1930 betr. staatliche Prüfung von tech- 
nischen Assistentinnen an veterinärmedizini- 
schen Instituten in der Fassung des Runderlas- 
ses des Reichsministers des Innern vom 
22. September 1941 (Ministerialblatt des 
Reichs^ und Preußischen Ministeriums des In- 
nern S. 1750), 

3. der Erlaß des Badischen Ministeriums der Land- 
wirtschaft und Ernährung Nr. II F 250/3 vom 
27. März 1952 betr. Bestimmungen über die 
Ausbildung, Prüfung und staatliche Anerken- 
nung landwirtschaftlich-technischer und veteri- 
närmedizinisch-technischer Assistentinnen, so- 
weit er sich auf veterinärmedizinisch-technische 
Assistentinnen bezieht (Ministerialblatt der 
Landesregierung von Baden S. 1 14). 


Bonn, den 19. Juni 1968 
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